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Arbeitgeber erteilt ehemaligem
Mitarbeiter zu spat und unvoll-
standig Auskunft tiber verarbei-
tete Daten —eine Entschadigung
gibtes trotzdem nicht!  Seite 3

Auf diesem Weg holen Sie sich
rechtssicher die Einwilligung
Ihrer Mitarbeiter zur Datenver-
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Bei konkretem Verdacht einer
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ENTSCHADIGUNG

Trotz verspateter Auskunft iiber verarbeitete Daten:
Ehemaliger Mitarbeiter erhalt keine Entschiadigung!

Die meisten Bewerber und (ehemaligen) Mitarbeiter machen sich keine gréBeren Gedanken, was mit ihren Daten nach der Bewerbung
oder Beendigung des Arbeitsverhaltnisses passiert. In der heutigen Zeit gibt es schlieRlich kaum einen Ort, an dem nicht irgendwelche
Daten verarbeitet bzw. gespeichert werden. Fiir diejenigen, die es naher interessiert, was mit inren Daten geschieht, hat der Gesetzgeber
bereits vor langerer Zeit einen Auskunftsanspruch geschaffen. Was aber passiert, wenn diese Auskunft nicht richtig erteilt wird? Im nach-
folgenden Fall wollte ein ehemaliger Mitarbeiter abkassieren. Mit diesem Ansinnen scheiterte er jedoch.

lauf der vom ehemaligen Mitarbeiter gesetzten Frist, vor-

= Der Fall:

Ein Arbeitnehmer war vom 01.12.2016 bis zum 31.12.2016 im
Kundenservice eines Immobilienunternehmens tatig. Im
Jahre 2020 stellte er einen Antrag auf Auskunft tiber die ihn
betreffenden im Unternehmen verarbeiteten personenbe-
zogenen Daten. Diese Auskunft erteilte das Unternehmen
zum damaligen Zeitpunkt.

Mit Schreiben vom 01.10.2022 verlangte der ehemalige
Arbeitnehmer erneut Auskunft und eine Datenkopie auf
der Grundlage von Art. 15 DS-GVO. Diesbezlglich setzte er
eine Frist bis zum 16.10.2022. Als sein ehemaliger Arbeitge-
ber nicht reagierte, schrieb er ihn erneut an und setzte eine
weitere Frist bis zum 31.10.2022. Der Arbeitgeber antwortete
ihm mit Schreiben vom 2710.2022.

Der ehemalige Arbeitnehmer hielt die Auskunft fur verspa-
tet und mangelhaft. Es fehlten namlich die konkreten An-
gaben zur Dauer der Datenspeicherung und die namentlich
bezeichneten Empfanger seiner Daten. Auf3erdem sei die
Datenkopie unvollstandig. Mit Schreiben vom 11.11.2022 teil-
te der Arbeitgeber dem ehemaligen Mitarbeiter mit, dass
die Angaben zu den Datenempfangern die Betroffenen in
der Regel nicht interessieren wiirden und daher nur katego-
risiert mitgeteilt worden seien. Zudem konkretisierte er die
Angaben zur Speicherdauer und die Datenkopie. Mit Schrei-
ben vom 18.11.2022 verlangte der ehemalige Arbeitnehmer
erneut die namentliche Nennung der Empfanger und auch
nahere Angaben zur Speicherdauer. Die Datenkopie sei wei-
terhin unzureichend. Der Arbeitgeber konkretisierte die In-
formationen mit Schreiben vom 01.12.2022.

Der ehemalige Mitarbeiter forderte anschlielend vor Ge-
richt eine Entschadigung in Hohe von mindestens 2.000 €,
weil sein Auskunftsrecht mehrfach verletzt worden ware.

§ Das Urteil:

Vor dem Landesarbeitsgericht (LAG) Diisseldorf hatte er da-
mit keinen Erfolg! Zwar habe der Arbeitgeber gegen Art. 12
Abs. 3 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und Art. 15
DS-GVO verstoRen. Er habe namlich die Auskunft nicht frist-
gerecht und anfangs unvollstandig erteilt. Eine vollstandige
Auskunft habe erst am 01.12.2022, also 6 Wochen nach Ab-

gelegen. Ein Anspruch auf Geldentschadigung nach Art.
82 Abs. 1 DS-GVO bestiinde dennoch nicht. Voraussetzung
hierflr sei namlich eine entgegen den Regeln der DS-GVO
vorgenommene Datenverarbeitung. Hier sei jedoch ,nur"
die Auskunftspflicht verletzt worden.

Daruber hinaus setze der Entschadigungsanspruch einen
Schaden des Anspruchstellers voraus. Der bloRe Kontroll-
verlust Uber die Daten gentige hierfir nicht. Zu weiteren
immateriellen Schaden fehle es an jeglichem konkreten
Vortrag des ehemaligen Mitarbeiters. Das Bundesar-
beitsgericht wies die Revision des Klagers mit Urteil vom
20.02.2025 (Az. 8 AZR 61/24) zurlick und bestatigte die Ent-
scheidung des LAG im Ergebnis.

Meine Empfehlung!

Anfragen auf Auskunft nach Art. 15 DSGVO sollten sorgfaltig und
fristgerecht beantwortet werden.

Nach Art. 82 DS-GVO hat jede Person, der wegen eines VerstoRes
gegen diese Verordnung ein materieller oder immaterieller Scha-
den entstanden ist, Anspruch auf Schadenersatz gegen den Ver-
antwortlichen oder gegen den Auftragsverarbeiter. Umgekehrt
haftet jeder, der an einer Datenverarbeitung beteiligt ist, fiir den
Schaden, der dadurch entsteht, dass die Verarbeitung nicht ord-
nungsgemal erfolgt.

Ob ein solcher Entschadigungsanspruch auch dann in Be-
tracht kommt, wenn ,nur” ein Auskunftsanspruch nicht
oder nicht richtig erflllt worden ist, hat das Bundesarbeits-
gericht offengelassen.

Arbeitgeber sollten sich daher nicht darauf verlassen, dass
ein Gericht die Entschadigung in einem solchen Fall ab-
lehnt.

Teilweise wird vertreten, dass flir den Entschadigungsanspruch
ein Verstol’ gegen die Verordnung selbst ausreicht. Es sei nicht
allein auf die Datenverarbeitung abzustellen, sondern auf samt-
liche MaBnahmen. Dies folge bereits aus dem Wortlaut und dem
Ziel des Art. 82 DS-GVO. Danach reichten auch VerstoRe gegen die
Informations- und Auskunftspflichten aus (vgl. z. B. Arbeitsgericht
Duisburg, Urteil vom 03.11.2023, Az. 5 Ca 877/23).
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Datenschutz: Die wichtigsten Begriffe fiir Sie im Uberblick

Die datenschutzrechtlichen Vorgaben der DS-GVO und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) miissen Sie als Arbeitgeber immer dann
beachten, wenn Sie personenbezogene Daten in einem Dateisystem verarbeiten, nutzen oder dafiir erheben.

Personenbezogene Daten sind alle Informationen, die sich auf
eine identifizierte/identifizierbare natirliche Person beziehen
(Art. 4 DS-GVO). Umfasst sind alle Einzelangaben Uber person-
liche (Name, Geburtsdatum, Adresse) und sachliche (Ausbildung,
beruflicher Werdegang) Verhaltnisse des Mitarbeiters. Bei perso-
nenbezogenen Leistungs- und Verhaltensdaten handelt es sich
um eine bestimmte Kategorie von personenbezogenen Daten.

Beschaftigte im Sinne dieses Gesetzes sind

1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, einschlief8lich der
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer im Verhaltnis
zum Entleiher,

2. zuihrer Berufsbildung Beschaftigte,

3. Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe

am Arbeitsleben sowie an Abklarungen der beruflichen Eig-

nung oder Arbeitserprobung (Rehabilitand/innen),

in anerkannten Werkstatten fur behinderte Menschen

Beschaftigte,

Freiwillige, die einen Dienst nach dem Jugendfreiwilligen-

dienstegesetz oder dem Bundesfreiwilligendienstgesetz leis-

ten,

Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbststandig-

keit als arbeithehmerahnliche Personen anzusehen sind; zu

diesen gehoren auch die in Heimarbeit Beschaftigten und die

* ihnen Gleichgestellten,

7. Beamtinnen und Beamte des Bundes, Richterinnen und Rich-

Der Datenschutz knlipft nicht erst an die Verarbeitung per- ter des Bundes, Soldatinnen und Soldaten sowie Zivildienst-
sonenbezogener Daten in einem EDV-System an, sondern leistende.

erfasst bereits die (handschriftlichen) Aufzeichnungen zur

Vorbereitung der Datenerfassung (z. B. Personalfragebé- ACHTUNG *
gen), sei es fiir die spatere elektronische Speicherung oder
nur fur die Ablage. Die Verarbeitung beginnt bereits beim
Sammeln dienstlicher E-Mails des jeweiligen Beschaftigten,
wenn in diesen personenbezogene Daten enthalten sind!

Datenverarbeitung ist jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter
Verfahren ausgeflihrte datenbezogene Vorgang, wie das Erheben, 4.
das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die
Anpassung oder Veranderung, das Auslesen, das Abfragen, die 5.
Verwendung, die Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung
oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die
Verknlpfung, die Einschrankung, das Léschen oder die Vernich- 6.
tung personenbezogener Daten (Art. 4 DS-GVO).

ACHTUNG

Bewerberinnen und Bewerber flr ein Beschaftigungsver-
haltnis sowie Personen, deren Beschaftigungsverhaltnis be-
endet ist, gelten ebenfalls als Beschaftigte.

Besonders geschiitzte Daten: Gesundheit & Co.

tung zur Geltendmachung und Abwehr von Rechten und Anspri-
chen (etwa zur Aufdeckung von Straftaten) erforderlich war. Art. 9
Abs. 2 DS-GVO regelt Ausnahmen vom Erhebungs- und Verarbei-
tungsverbot solcher Daten, die im Einzelfall von § 26 Abs. 3 BDSG
erganzt werden. Im Folgenden ein Uberblick Uber die fur Sie im
Arbeitsverhaltnis wichtigsten Ausnahmen:

Art. 9 der DS-GVO sieht eine besondere Kategorie von Daten vor,
die Sie grundsatzlich nicht verarbeiten dirfen. Dies sind haupt-
sachlich Daten, aus denen hervorgehen:

- rassische und ethnische Herkunft,

- politische Meinungen,

- religiose oder weltanschauliche Uberzeugungen,

- die Gewerkschaftszugehorigkeit,

- genetische Daten, biometrische Daten zur eindeutigen Identi-

+ Mit Einwilligung des betroffenen Beschaftigten.
- Die Daten sind erforderlich zur Austibung von Rechten und zur

fizierung einer natirlichen Person,
- Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben/zur sexuellen
Orientierung einer natirlichen Person.

Erfillung von Pflichten.

- Die Verarbeitung ist zum Schutz lebenswichtiger Interessen

der betroffenen Person oder einer anderen natirlichen Person

erforderlich.

- Daten, die der Betroffene offentlich gemacht hat.

- Die Daten sind fur Zwecke der Gesundheitsvorsorge/Arbeits-
medizin bzw. zur Beurteilung der Arbeitsfahigkeit des Beschaf-
tigten erforderlich.

Die Verarbeitung dieser Daten ist nur ausnahmsweise und nur
unter weiteren technischen Schutzvorkehrungen (z. B. Einschran-
kung der Zugriffsberechtigungen) zuldssig. Eine solche Ausnahme
war bisher im Arbeitsverhaltnis nur gegeben, wenn die Verarbei-
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Holen Sie am besten die konkrete Einwilligung lhrer
(zukiinftigen) Beschaftigten zur Datenverarbeitung ein

Als Arbeitgeber miissen Sie nicht nur ein Auge auf die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) werfen. Von besonderer Bedeutung im
Beschiftigtenverhiltnis ist namlich auch der § 26 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG). Danach wird Ihnen als Arbeitgeber das Recht
in die Hand gelegt, Daten zu verarbeiten, die fiir die Begriindung oder Durchfiihrung des Beschaftigungsverhaltnisses erforderlich sind
oder auf einer Einwilligung des Beschaftigten beruhen. Gerade Letztere ist somit von besonderem Interesse.

Grundsatz & Ausnahmen

Die Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten
ist verboten!

Etwas anders gilt nur, wenn

1. eine gesetzliche Vorschrift (z. B. DS-GVO, BDSG) die Da-
tennutzung erlaubt, oder
2. derjenige, dessen Daten verarbeitet werden sollen, ein-

willigt.

Vorschriften, die eine Datennutzung erlauben, finden sich haupt-
sachlich in Art. 6 der DS-GVO. Diese allgemeinen Regelungen der
DS-GVO werden durch die Vorgaben des Bundesdatenschutzge-
setzes (BDSQ) erganzt. Speziell fiir die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten von Beschaftigten regelt hier § 26 BDSG, dass eine
Datenverarbeitung auch ohne ausdrtickliche Einwilligung zuldssig
ist, wenn sie

- zur Begriindung (z. B. Bewerberangaben zu fachlichen Fahig-
keiten, Kenntnissen und Erfahrungen), Durchfiihrung oder
Beendigung bzw. Abwicklung eines Beschaftigungsverhaltnis-
ses erforderlich ist (z. B. Meldung an die Krankenkasse oder
Kontoverbindung fiir Lohnabrechnung) oder

« zur Ausuibung der Interessensvertretung der Beschaftigten
erforderlich ist (z. B. Weiterleitung von Arbeitnehmerdaten an
den Betriebsrat).

Einwilligung zur Datenverarbeitung:
So machen Sie alles richtig!

Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist zulassig, wenn
der betroffene Beschaftigte darin einwilligt. Hierbei stellt sich die
Frage, wie eine solche Einwilligung eigentlich aussieht. § 26 Abs. 2
BDSCG legt die Grundsatze, insbesondere Formalien, insoweit fest.

Bereits vor den durch die DS-GVO eingeflihrten Anderungen sahen
es viele als Problem an, dass von einer wirklichen Freiwilligkeit im
Beschaftigungsverhaltnis nicht die Rede sein kénne. Mit einer An-
derung hat der Gesetzgeber nunmehr klargestellt, wann aus seiner
Sicht dennoch eine Freiwilligkeit vorliegen kann. Namlich wenn

1. firdie beschaftigte Person ein rechtlicher/wirtschaftlicher
Vorteil erreicht wird (solche Vorteile der beschaftigten Person
konnen z. B. sein:

- die EinfUhrung eines betrieblichen Gesundheitsmanage-
ments oder

« die Erlaubnis zur privaten Nutzung betrieblicher IT-Sys-
teme)

2. oder Arbeitgeber und beschaftigte Person gleichgelagerte
Interessen verfolgen.

Gleichgelagerte Interessen von Arbeitgeber und beschaftigter
Person konnen z. B. vorliegen bei der Aufnahme von Namen und
Geburtsdatum in eine Geburtstagsliste oder bei der Nutzung von
Fotos flir das Intranet.

Die Einwilligung soll grundsatzlich in Schriftform oder elek-
tronischer Form erfolgen, soweit nicht wegen besonderer
Umstande eine andere Form angemessen ist. Der Arbeit-
geber muss die beschaftigte Person lUber den Zweck der
Datenverarbeitung und tiber ihr Widerrufsrecht in Textform
aufklaren.

Umstritten ist, ob Sie von Ihrem Beschaftigten eine sogenannte
(vorsorgliche) Globaleinwilligung verlangen kdnnen. Um sicherzu-
gehen, sollten Sie die Einwilligung immer fir den bestimmten Fall
einholen.

Musterformulierung: So kann die Einwilligungs-
erklarung aussehen @

Hiermit erklcire ich mich einverstanden, dass von mir wdéh-
rend des Arbeitsverhdltnisses aufgenommene Fotos und Vi-
deoaufnahmen betrieblich genutzt werden diirfen fiir ... [hier
werden nur einige Beispiele genannt ...]

Einwilligung zur Datenerhebung

die Firmenwebsite einschliefSlich der Profile im Social Net-
work wie Facebook, YouTube, Instagram, bei denen fiir den
Betrieb geworben wird.

Mir ist dabei klar, dass diese Einwilligungen freiwillig und je-
derzeit widerruflich sind. Ein Widerruf ist per E-Mail oder pos-
talisch zu richten an: ...

Nach Erhalt des Widerrufs werden die betreffenden Daten
nicht mehr genutzt sowie verarbeitet und insbesondere ge-
loscht.

Die Bilder sind unabhangig hiervon spatestens mit Beendi-
gung des Arbeitsverhaltnisses zu [6schen.

Ort, Datum, Unterschrift

d
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Musterformulierung:  Einwilligung zur Datenerhebung





Einwilligung zur Datenerhebeung



Hiermit erkläre ich mich einverstanden, dass von mir während des Arbeitsverhältnisses aufgenommene Fotos und V deoaufnahmen betrieblich genutzt werden dürfen für … 



[hier werden nur einige Beispiele genannt …] die Firmenwebsite einschließlich der Profile im Social Network wie Facebook, YouTube, Instagram, bei denen für den Betrieb geworben wird.



Mir ist dabei klar, dass diese Einwilligungen freiwillig und je derzeit widerruflich sind. 



Ein Widerruf ist per E-Mail oder postalisch zu richten an: … 



Nach Erhalt des Widerrufs werden die betreffenden Daten nicht mehr genutzt sowie verarbeitet und insbesondere gelöscht. Die Bilder sind unabhängig hiervon spätestens mit Beendi gung des Arbeitsverhältnisses zu löschen. 



...						...

Ort, Datum					Unterschrift Arbeitnehmer
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DATENERHEBUNG

Bewerberdaten, die Sie ohne Einwilligung erheben diirfen

Nicht wenige Arbeitgeber wiirden diejenige Person, mit der sie zukiinftig ein Arbeitsverhdltnis eingehen, am liebsten komplett durch-
leuchten. Dabei sind jedoch strenge Grenzen gesetzt. Hier ein Uberblick iiber die wichtigsten Daten, die Sie ohne Einwilligung erheben

durfen.

Stammdaten des Bewerbers

Stammdaten wie Name, Adresse, Telefonnummer und E-Mail-
Adresse dirfen Sie grundsatzlich erheben, weil diese zur Zuord-
nung der Bewerbungsunterlagen zu einem Bewerber und zur
Kontaktaufnahme mit ihm unerlasslich sind.

Daten iiber Qualifikationen

RegelmadRig erheben dirfen Sie auch Daten Uber die fachliche
Qualifikation, und den beruflichen Werdegang des Bewerbers, z.
B. tiber die Schulausbildung oder vergangene Arbeitsverhaltnisse.
Im privaten Bereich erworbene Kenntnisse und Fahigkeiten kon-
nen flr die Entscheidung Uber die Einstellung ebenfalls von Be-
deutungsein.

Daten iiber Vorstrafen

Bei der Erhebung von Daten uber Vorstrafen kommt es darauf
an, ob diese flir die Beurteilung der personlichen Eignung fiir die

in Aussicht genommene Tatigkeit von Bedeutung sind. Sie diirfen
deshalb nach Vorstrafen fragen, die einen spezifischen Bezug zur
Tatigkeit haben, so z. B. nach Verkehrsdelikten flr einen Fahrer
und nach Vermogensdelikten fir einen Kassierer.

Einholung von Fotos

Die Einholung von Fotos ist nur ganz ausnahmsweise zuldssig, z. B.
wenn

« das Aussehen des Bewerbers Berufsqualifikation ist oder
- das Foto im Auswahlverfahren als Zuordnungskriterium ver-
wandt wird und werden darf.

Nicht: Daten iiber die Gesundheit

Besonders geschutzt sind hingegen Gesundheitsdaten sowie Da-
ten Uber etwaige Behinderungen.

Wann Sie solche Daten erheben dirfen, erfahren Sie auf
Seite 4 dieser Ausgabe.

Beschaftigtendaten, die Sie ohne Einwilligung erheben diirfen

Nach der Erhebung der zuldssigen Bewerberdaten kommt es im laufenden Beschaftigungsverhaltnis auch auf andere Dinge an. Wann
Sie Daten Uiber Arbeitszeit & Co. erheben diirfen, erfahren Sie im Folgenden:

Erfassung der Arbeitszeit

Ist, wie regelmaRig, die Arbeitsleistung fiir eine bestimmte Dauer
geschuldet, ist die Erfassung der Arbeitszeit (z. B. durch ,,Stechuh-
ren) zur Durchfiihrung des Arbeitsverhaltnisses erforderlich.

ACHTUNG 2

Nach § 16 Abs. 2 Arbeitszeitgesetz (ArbZG) sind Sie als Arbeitgeber
sogar verpflichtet,

- die Uber die werktagliche Arbeitszeit (§ 3 S. 1ArbZG: hochstens
8 Stunden) hinausgehende Arbeitszeit der Arbeitnehmer auf-
zuzeichnen,

- ein Verzeichnis der Arbeitnehmer zu fihren, die in eine Verlan-
gerung der Arbeitszeit eingewilligt haben (§ 7 Abs. 7 ArbZG), und

- diese Nachweise mindestens 2 Jahre aufzubewahren.

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) leitet dariiber hinaus aus
dem § 3 Abs. 2 Nr.1Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) eine um-

fassende Arbeitszeiterfassungspflicht ab (BAG, Beschluss
vom 13.09.2022, Az.1ABR 22/21).

Daten bzgl. Schwangerschaft

Das Erheben und Verarbeiten von Daten im Zusammenhang mit
einer Schwangerschaft ist grundsatzlich schon deshalb erforder-
lich, weil Sie als Arbeitgeber Ihren umfassenden Informations-
pflichten nach dem Mutterschutzgesetz (MuSchG), z. B. in § 14
MuSchG, nachkommen missen. Auch wegen der daran anknup-
fenden besonderen Pflichten (Beschaftigungsverbote, Mutter-
schaftsurlaub, Ruicksichtnahmepflichten) im Zusammenhang mit
Schwangerschaft und Geburt ist die Datenerhebung, -verarbei-
tung und -nutzung erforderlich.

Daten bzgl. Schwerbehinderung

Auch hier ist das Verarbeiten der Daten, z. B. des Behindertengra-
des, zur Umsetzung lhrer Pflichten, z. B. zur Gewahrung des Zu-
satzurlaubs, im laufenden Arbeitsverhaltnis erforderlich.
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INFORMATIONSPFLICHTEN

So setzen Sie lhre Informationspflichten gleich richtig um

Die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) beinhaltet fiir Sie als Arbeitgeber vor allem weitreichende Informations- und Auskunfts-
pflichten. Wie Sie mit diesen am besten umgehen bzw. was Sie unternehmen kénnen, um sich von vornherein abzusichern, erfahren Sie
im folgenden Beitrag auf dieser Seite.

Art. 12 DS-GVO gibt die Grundsatze bzw. Modalitaten vor, 5. gegebenenfalls die Empfanger oder Kategorien von Emp-
die bei der Umsetzung der Informationspflichten nach den fangern der personenbezogenen Daten.

Art. 13 ff. DS-GVO einzuhalten sind. So heifst es im Absatz 1: . ) ) o ) )
Darlber hinaus sind dem Betroffenen einige weitere Informatio-

Der Verantwortliche trifft geeignete Mafsnahmen, um der nen nach Art. 13 Abs. 2 DS-GVO zur Verfligung zu stellen. Dazu ge-

betroffenen Person alle Informationen ..., die sich auf die Ver- héren

arbeitung beziehen, - die Dauer der Speicherung bzw. mindestens die Kriterien
zur Festlegung der Dauer,

+ Hinweise auf die Auskunfts-, Berichtigungs- und
Loschungsrechte der betroffenen Person,

in einer klaren und einfachen Sprache - dass eine ggf. zur Verarbeitung der Daten erfolgte Einwilli-
gung jederzeit widerrufen werden kann und

- das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichts-
behorde.

Hinsichtlich der Form gibt es keine festen Vorgaben. Die Informa- @3 Meine Empfehlung'
tionen konnen schriftlich oder in anderer Form, gegebenenfalls ’b ’

in praziser, transparenter, verstandlicher und leicht zugdng-
licher Form

zu tibermitteln; dies gilt insbesondere fiir Informationen, die
sich speziell an Kinder richten.

auch elektronisch, erfolgen. Damit bei zahlreichen Bewerbungseingangen die vorgeschriebe-
nen Informationen nicht in Vergessenheit geraten, verbinden Sie

Falls von der betroffenen Person verlangt, kann die Information . L . . . . .
o ) ¢ o diese mit einer automatischen Eingangsbestatigung. Diese kon-
auch mundlich erteilt werden, sofern die Identitat der betroffe- . . .
nen Sie dann wie folgt formulieren:

nen Person in anderer Form nachgewiesen wurde. @ @

Der Umfang der jeweiligen Informationen oder Mitteilungen an Sehr geehrte/r Frau/Her ..

sich wird in den gesonderten Art. 13, 14,15-22 und 34 DS-GVO ge- vielen Dank flir die Zusendung lhrer Bewerbung. Wir freuen
regelt. uns uber Ihr Interesse an einer Mitarbeit in unserem Unter-

. . . R e nehmen. Bitte haben Sie Verstdndnis dafiir, dass die Priifung
So informieren Sie VOIIStandlg und "Chtlg iber der eingegangenen Unterlagen einige Zeit in Anspruch neh-
Datenerhebung men wird. Wir werden uns wieder mit lhnen in Verbindung

setzen und bitten bis dahin um etwas Geduld.
Die umfassende Informationspflicht beginnt im Zeitpunkt

o Zugleich méchten wir Sie tiber die Erhebung lhrer Daten in-
der Datenerhebung. Bereits im Einstellungsverfahren er-

halten Sie regelmaRig umfangreiche Daten tber die Bewer- Jormieren.
ber. Dabei sind Sie verpflichtet, Bewerber bei Eingang der Informationen zur Datenerhebung gemaR Artikel 13 DS-GVO
Unterlagen mit umfassenden Pflichtangaben iber die Art Die Firma ..., Geschdftsfiihrer .., erhebt Ihre Daten zum Zweck
der Datenerhebung zu informieren (Art.13 DS-GVO). der Durchfiihrung des Bewerbungsverfahrens und der Erfiil-
lung vorvertraglicher Pflichten. Die Datenerhebung und -ver-
Werden personenbezogene Daten erhoben, so miissen Sie der be- arbeitung ist fur die Durchfihrung des Bewerbungsverfah-
troffenen Person Folgendes mitteilen: rens erforderlich und beruht auf Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO.

Eine Weitergabe der Daten an Dritte findet nicht statt. Die
Daten werden geldscht, sobald sie ftir den Zweck ihrer Ver-
arbeitung nicht mehr erforderlich sind. Sie haben das Recht,

1. den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen
sowie gegebenenfalls seines Vertreters, also regelmallig

des Arbeitgebers;
2. gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauf- aifle AU Oy alte v (e el bins gespeidieten
tragten; Daten zu beantragen sowie bei Unrichtigkeit der Daten die
3. die Zwecke, filr die die personenbezogenen Daten ver- Berichtigung oder bei unzuldssiger Datenspeicherung die Lo-
arbeitet werden sollen, sowie die Rechtsgrundlage fiir die schung der Daten zu fordern.
Verarbeitung; Unsere/n Datenschutzbeauftragte/n erreichen Sie unter ...

4. wenn die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten
Interessen des Arbeitgebers erforderlich ist, sind diese
berechtigten Interessen mitzuteilen;

Weiterhin steht Ihnen ein Beschwerderecht bei der Aufsichts-
behdrde zu.
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Musterformulierung: Eingangsbestätigung der Bewerbung und Informationen zur Datenerhebung gemäß Artikel 13 DS-GVO



Sehr geehrte/r Frau/Herr …, 



vielen Dank für die Zusendung Ihrer Bewerbung. Wir freuen uns über Ihr Interesse an einer Mitarbeit in unserem Unternehmen. Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass die Prüfung der eingegangenen Unterlagen einige Zeit in Anspruch nehmen wird. Wir werden uns wieder mit Ihnen in Verbindung setzen und bitten bis dahin um etwas Geduld. 



Zugleich möchten wir Sie über die Erhebung Ihrer Daten in formieren. 



Informationen zur Datenerhebung gemäß Artikel 13 DS-GVO



Die Firma …, Geschäftsführer …, erhebt Ihre Daten zum Zweck der Durchführung des Bewerbungsverfahrens und der Erfüllung vorvertraglicher Pflichten. Die Datenerhebung und -ver arbeitung ist für die Durchführung des Bewerbungsverfahrens erforderlich und beruht auf Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO. 



Eine Weitergabe der Daten an Dritte findet nicht statt. Die Daten werden gelöscht, sobald sie für den Zweck ihrer Verarbeitung nicht mehr erforderlich sind. Sie haben das Recht, eine Auskunft über die von Ihnen bei uns gespeicherten Daten zu beantragen sowie bei Unrichtigkeit der Daten die Berichtigung oder bei unzulässiger Datenspeicherung die Löschung der Daten zu fordern. 



Unsere/n Datenschutzbeauftragte/n erreichen Sie unter …. Weiterhin steht Ihnen ein Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde zu.





...						...

Ort, Datum					Unterschrift Arbeitgeber
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DATENERHEBUNG BEI DRITTEN & AUSKUNFTSANSPRUCH

Bei Auskunftsforderung miissen Sie schnell handeln

In Abgrenzung zu Art. 13 DS-GVO ist Art. 14 DS-GVO einschlégig, wenn Sie Daten des Bewerbers/Beschiftigten nicht bei diesem erheben.
Das relevante Unterscheidungsmerkmal zwischen beiden Regelungen ist also allein der Ort der Datenerhebung. Neben den Informa-
tionspflichten nach Art. 13 und 14 DS-GVO, denen Sie bereits von sich aus nachkommen miissen, bestehen noch zusatzliche Auskunfts-
rechte der Personen, von denen Sie personenbezogene Daten verarbeiten. Diese regelt Art. 15 DS-GVO.

Ihre Informationspflichten, wenn Sie Daten bei
Dritten erheben

Beispiele fiir die Abgrenzung Art. 13 und 14 DS-GVO

Eine Datenerhebung auf einer Internetseite, auf der ein Bewer-
ber/Beschaftigter Informationen eingeben muss, ist eine Daten-
erhebung bei der Person (Art. 13 DS-GVO). Gleiches gilt bei einer
Datenerhebung mittels E-Mail-Anfrage, einem Telefonanruf oder
einem personlichen Gesprach.

Anders ist dies z. B. bei der Nachfrage bei friiheren Arbeitgebern.
Hierbei handelt es sich dann um eine Datenerhebung bei Dritten.

ACHTUNG 4

Bei der Videolberwachung wird allgemein wie folgt unter-
schieden: Offene Videolberwachung, d. h. durch Hinweis-
schild, erfullt die Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 13,
wohingegen verdeckte Videolberwachung von Art. 14 um-
fasstist.

Hinweis: Die Art. 13 und 14 DS-GVO enthalten bis auf kleinere Aus-
nahmen weitgehend die gleichen Informationspflichten.

Auskunftsrechte des Betroffenen

Wie ich Ihnen bereits auf Seite 3 dieser Ausgabe von
JArbeitsrecht  kompakt” anhand eines aktuellen Urteils
veranschaulicht habe, haben die von der Datenerhebung
betroffenen Personen auch Auskunftsanspriiche.

Art. 15 Abs. 1 DS-GVO listet dabei samtliche Informationen auf,
Uberwelche der Bewerber/Beschaftigte Auskunft verlangen kann:

1. die Verarbeitungszwecke;

2. die Kategorien der verarbeiteten personenbezogenen Daten;

3. die Empfanger oder Kategorien von Empfangern, gegenuber
denen die personenbezogenen Daten offengelegt wurden
oder noch offengelegt werden, insbesondere bei Empfan-
gern in Drittlandern oder bei internationalen Organisatio-
nen;

4. falls moglich die geplante Dauer, fiir welche die personen-
bezogenen Daten gespeichert werden, oder, falls dies nicht
moglich ist, die Kriterien fur die Festlegung dieser Dauer;

5. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Loschung
der betreffenden personenbezogenen Daten oder auf Ein-
schrankung der Verarbeitung durch den Verantwortlichen
oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung;

6. das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbe-
horde;

7. wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffe-
nen Person erhoben werden, alle verfligbaren Informationen
Uber die Herkunft der Daten;

8. das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung
einschlieBlich Profiling gemal Artikel 22 Absdtze 1und 4
und —zumindest in diesen Fallen —aussagekraftige Informa-
tionen Uber die involvierte Logik sowie die Tragweite und die
angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung
fir die betroffene Person.

ACHTUNG a

Mit einer bloRBen Auskunftspflicht ist es jedoch noch nicht
getan! Sie als Arbeitgeber mussen dartiber hinaus auch
eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Sie verarbei-
ten, zur Verfligung stellen (Art. 15 Abs. 3 DS-GVO —vgl. hier-
zu z. B. Landesarbeitsgericht Baden-Wurttemberg, Urteil
vom 20.12.2018, Az. 17 Sa 11/18).

Nach Art. 12 Abs. 3 DS-GVO muss der Verantwortliche der betrof-
fenen Person bestimmte Informationen unverziglich, in jedem
Fall aber innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags zur
Verflgung stellen. Dazu zahlt insbesondere die Auskunft tber
verarbeitete personenbezogene Daten.

ACHTUNG &

Derartige Antrage der betroffenen Person (hier: Bewerber)
mussen beschleunigt behandelt werden. Unter ,unverztig-
lich“ ist namlich ,ohne schuldhaftes Zogern zu verstehen.
Nach einer Zeitspanne von mehr als einer Woche ist ohne
das Vorliegen besonderer Umstande grundsatzlich keine
Unverziiglichkeit mehr gegeben (vgl. Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 27.02.2020, Az. 2 AZR 390/19).

Als Hochstfrist wird zwar ein Monat ab Antragseingang festge-
legt. Diese Hochstfrist darf jedoch nicht routinemaRig, sondern
nur in schwierigeren Fallen ausgeschopft werden.

Hier kommt es spatestens vor Gericht auf die richtige und aus-
flihrliche Begriindung an, weshalb denn gerade im jeweiligen Ein-
zelfall die Auskunft erst spater erteilt werden konnte.

TIPP @

Aufgrund der Tatsache, dass die Gerichte sich bisher nicht einig
darin sind, ob eine nicht rechtzeitig erteilte Auskunft einen Ent-
schadigungsanspruch nach sich ziehen kann, sollten Sie —wenn
moglich —die Auskiinfte immer unverziglich erteilen.
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VIDEOUBERWACHUNG

Sogar verdeckte Videoiiberwachung kann zulassig sein

Eines der wohl heikelsten Themen in Bezug auf den Datenschutz ist sicherlich die Videoiiberwachung. Vor allem dann, wenn die betrof-
fenen Arbeitnehmer davon keine Kenntnis haben. Die Gerichte gehen diesbeziiglich grundsatzlich sehr streng vor. Im folgenden Beitrag

erfahren Sie, wann welche Form der Videoiiberwachung zuldssig ist.

Die Videoliberwachung ist die Beobachtung mit optisch-elekt-
ronischen Einrichtungen und lasst sich im Wesentlichen in 4 Fall-
gruppen unterteilen:

- die Videolberwachung in 6ffentlich zuganglichen Raumen
+ in nicht 6ffentlich zuganglichen Raumen,

- die offene Videouberwachung

- die verdeckte Videoliberwachung.

1. Offene Videoiiberwachung in offentlichen
Raumen

Nur die offene Videouberwachung in 6ffentlich zuganglichen
Raumen ist speziell im Gesetz geregelt (§ 4 Bundesdatenschutz-
gesetz —BDSQ). Hierzu zahlt z. B. die Videolberwachung im Ein-
gangsbereich oder Verkaufsraum eines Einkaufszentrums. Eine
Videolberwachungist hier nur zulassig, soweit sie

1. zur Aufgabenerfillung 6ffentlicher Stellen,

2. zur Wahrnehmung des Hausrechts oder

3. zur Wahrnehmung berechtigter Interessen fuir konkret
festgelegte Zwecke

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutz-
wiirdige Interessen der Betroffenen liberwiegen.

ACHTUNG a

Die Videolberwachung nach § 4 BDSG ist nach Abs. 2 transparent
zu machen. Sie mussen, ggf. mit Schildern, deutlich erkennbar da-
rauf und auf die Kontaktdaten des Verantwortlichen hinweisen.

2. Sonstige Fille der Videoiiberwachung

Alle anderen Falle der Videouberwachung hangen hinsichtlich
ihrer Zulassigkeit von den Voraussetzungen des § 26 BDSG ab. Da-
nach ist eine Ausstattung nicht 6ffentlicher Raume, z. B. des Auf-
enthaltsraums der Mitarbeiter oder der Mitarbeiterkantine, mit
Videokameras grundsatzlich nur zuldssig, wenn

1. dies zum Zwecke der Begrlindung, der Durchflihrung oder
Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses erfolgt,

2. die Videoliberwachung erforderlich ist,

3. eine Abwagung mit den schutzwdrdigen Interessen der
Beschaftigten zu Ihren Gunsten ausgefallen ist und

4. die Beschaftigten auf die Beobachtung, die konkreten
Uberwachungsbereiche und den Uberwachungszweck
hingewiesen wurden.

ACHTUNG &

Nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) ist die verdeck-
te Videouberwachung dann zulassig, wenn

1. der konkrete Verdacht einer strafbaren Handlung oder einer
anderen schweren Verfehlung zulasten des Arbeitgebers
besteht.

Beispielfall: In einem Urteil sah das BAG diese Voraussetzung
als erfullt an, weil innerhalb von kurzen zeitlichen Abstanden
mehrere Fehlbestande im Lager aufgetreten waren, die leicht
zu entfernende Teile betrafen. Dies konne nach der Lebens-
erfahrung auf Straftaten der sich in den Lagerrdumen aufhal-
tenden Mitarbeiter hindeuten (BAG, Urteil vom 20.10.2016, Az.
2 AZR 395/15).

2. weniger einschneidende Mittel zur Aufklarung des Verdachts
ergebnislos ausgeschopft sind, die verdeckte Videolberwa-
chung damit das praktisch einzig verbleibende Mittel dar-
stellt.

Beispielfall: Das nimmt das BAG z. B. dann an, wenn das in
Rede stehende strafbare Verhalten seiner Natur nach auf
Heimlichkeit angelegt ist und deshalb eine offene Uberwa-
chung zur Aufdeckung regelmaRig nichts beitragen kann.

3. und sie insgesamt nicht unverhaltnismaRig ist.

3. Loschung der Daten nicht vergessen!

Auch die L6schung dieser Daten wird speziell nurin § 4 BDSG gere-
gelt. Danach sind die bei einer offenen Videouberwachung in 6f-
fentlichen Raumen gewonnenen Daten unverziiglich zu I6schen,
wenn sie zur Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlich sind
oder schutzwdrdige Interessen der Betroffenen einer weiteren
Speicherung entgegenstehen.

TIPP @

Das bedeutet nicht, dass Sie als Arbeitgeber die aufgrund einer
solchen Videouberwachung gewonnenen Bildsequenzen sofort
auswerten miussten. Vielmehr dirfen Sie damit so lange warten,
bis Sie einen berechtigten Anlass daflir sehen. Dies gelte nach
Auffassung des BAG auch unter Anwendung der neuen Daten-
schutz-Grundverordnung (DS-GVO) (BAG, Urteil vom 23.08.2018,
Az.2 AZR133/18). Es ist jedoch ratsam, im Einklang mit den Grund-
satzen der Datensparsamkeit und -integritat zu handeln, um das
Risiko von Datenschutzverletzungen zu minimieren.

ACHTUNG &

Auch wenn es nicht speziell geregelt ist, sind diese Grundsatze
auch auf Aufzeichnungen einer verdeckten Videoliberwachung
anzuwenden. Hier muss eine Auswertung und anschliefende
Loéschung jedoch, insbesondere weil schon ein konkreter Tatver-
dachtvorliegt, unverzuglich erfolgen!
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Das perfekte Uberwachungsmittel bei mobilen Mitarbeitern

Viele Mitarbeiter haben gar keinen dauerhaften Einsatzort, wie z. B. einen festen Bliroraum. Man denke nur an den klassischen Vertrieb-
ler. Aus Sicht des Arbeitgebers ist es hier besonders schwierig zu priifen, ob auch diese Mitarbeiter ihrer geschuldeten Tatigkeit nachge-
hen. In solchen Fillen bietet sich z. B. eine GPS-Ortung in der Form an, dass der Dienstwagen des Mitarbeiters mit einem Navigationsge-
rat ausgestattet wird. Bestimmte Umstande kénnen hier die Eingriffe in das Personlichkeitsrecht des Mitarbeiters rechtfertigen.

1. Ziigige Auffindbarkeit Ihres Mitarbeiters im Ungliicksfall

So kann die Moglichkeit einer schnellen und punktgenauen Or-
tung von Mitarbeitern in einem besonders ,gefahrgeneigten”
Arbeitsumfeld erforderlich sein. Zu denken ist insoweit z. B. an
den Mitarbeiter eines Abwasserzweckverbandes, der seine Tatig-
keit in einem verwinkelten Kanalsystem austibt. Nach § 26 Abs. 1
S.1BDSG darf die Datenerhebung durch ein Ortungssystem zwar
nur erfolgen, wenn sie erforderlich ist, also keine weniger in das
Personlichkeitsrecht eingreifenden Mittel in Betracht kommen.
In dem genannten Fall kann die Bestimmung des Aufenthaltsor-
tes des Mitarbeiters im Ungllcksfall aber in der Regel nicht mehr
durch andere Methoden erfolgen.

2. Verhinderung von Straftaten gegen Mitarbeiter und Betriebs-
mittel

Technische Ortung bietet sich auch zum Schutz lhrer Mitarbeiter
und Betriebsmittel vor Straftaten durch Dritte an. GPS-Systeme
kommen hier z. B. bei Lkw-Fahrten mit Fracht oder bei Geldtrans-
portern zum Einsatz. Dies ist grundsatzlich zulassig. Zu beachten
ist allerdings, dass die schutzwirdigen Interessen des betroffenen
Mitarbeiters bei der Ortung nicht Gberwiegen dirfen. Auch hier
ist eine umfassende Interessenabwagung zwischen Ihrem Infor-
mationsinteresse und dem Personlichkeitsrecht des Arbeitneh-
mers durchzufiihren.

3. Koordinierung des Einsatzes der Mitarbeiter

Bezweckt die Ortung die Koordination der Einsatze lhrer Mitarbei-
ter, wie dies z. B. bei Taxi- und Speditionsunternehmen oft der Fall
ist, dient sie der Durchfiihrung des Beschaftigungsverhaltnisses
im Sinne des § 26 Abs. 1BDSC. Sie setzen das Ortungssystem zur
Organisation lhres Betriebs ein. Die GPS-Ortung ist dann zulassig,
wenn sie fir die Gewdhrleistung einer effizienten Betriebsorgani-
sation erforderlich ist.

4. Arbeitszeitkontrolle und Abrechnungszwecke

Vielen Arbeitgebern kommt es bei der Ortung ihrer mobilen Mit-
arbeiter entscheidend auf die Uberprifung der Einhaltung der
Arbeitszeiten an. Ob und inwieweit eine GPS-Ortung allein zu die-
sem Zweck zulassig ist, hatte die Rechtsprechung —soweit ersicht-
lich — bisher nicht zu entscheiden. Aus diesem Grund ist Zurtick-
haltung angebracht. Eine anlasslose Rundumkontrolle Iasst sich
darauf jedenfalls nicht stitzen.

Einsatz von GPS-Ortung: So gehen Sie vor

1. Setzen Sie Ihren Mitarbeiter zunachst ausfihrlich davon in
Kenntnis, dass und woflur Sie die Ortung am Fahrzeug instal-

Musterformulierung

lieren und dass Sie diese ggf. auch stichprobenartig zur
Arbeitszeitkontrolle nutzen werden (siehe hierfiir die Muster-
formulierung unten).

Beschranken Sie die Ortung ausschlief3lich auf die vereinbarte

Arbeitszeit. Sobald Ihr Arbeitnehmer Feierabend hat oder

wahrend seiner Pausen privaten Dingen nachgeht, ist die
Ortung unzulassig!

Die GPS-Ortung muss zur Erreichung des damit verfolgten
Zwecks erforderlich sein, d. h., es darf kein milderes und
gleich geeignetes Mittel geben.

. Ihr Betriebsrat muss nach § 87 Abs. TNr. 6 BetrVG beteiligt

werden.

Uy’

Informationen tiber Einfiihrung der GPS-Ortung
bei Dienstfahrzeugen

Liebe Mitarbeiter und Kollegen,

hiermit mochten wir Sie dartiber in Kenntnis setzen, dass die
Dienstfahrzeuge ab ... mit GPS-Sendern ausgestattet werden.
Zu diesem Zweck werden spezielle Navigationsgerdte in die
Dienstfahrzeuge eingebaut, die sich wéihrend des Betriebs
des jeweiligen Fahrzeugs automatisch einschalten und die
GPS-Koordinaten inkl. der Geschwindigkeit erfassen. Die-
se Informationen werden von dem Gerdt an den Server der
.. ibermittelt. Fiir uns besteht dadurch die Mdglichkeit, sich
mittels Benutzererkennung und Passwort tber das Inter-
net in das System (gesicherter Bereich) einzuloggen und den
Standort des jeweiligen Fahrzeugs zu erfassen.

Weitere Informationen tiber die Funktion und Technik des
GPS-Systems entnehmen Sie bitte folgender Internetseite: ...

Mit Einfiihrung des GPS-Systems kommen wir unserer Flir-
sorgepflicht mit Blick auf den Gesundheitsschutz unserer
Mitarbeiter nach. Neben dem Schutz vor Unglticksfdllen
wdhrend ihrer Tdtigkeit am rdumlich entfernten Einsatzort
dient diese technische Einrichtung auch dem Schutz der Mit-
arbeiter und Dienstfahrzeuge vor Straftaten, insbesondere
Diebstahl, durch Dritte.

Dartiber hinaus erleichtert die Einfiihrung des GPS-Systems
auch die Einsatzplanung/Koordinierung fiir die dem jeweili-
gen Einsatz folgenden Tage, weil ...

Abschliefsend weisen wir noch darauf hin, dass die Ortung
stichprobenartig auch flir die Arbeitszeitkontrolle einge-
setzt werden kann.

Datum, Arbeitgeber
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Informationen über Einführung der GPS-Ortung bei Dienstfahrzeugen



Liebe Mitarbeiter und Kollegen, 



hiermit möchten wir Sie darüber in Kenntnis setzen, dass die Dienstfahrzeuge ab … mit GPS-Sendern ausgestattet werden. Zu diesem Zweck werden spezielle Navigationsgeräte in die Dienstfahrzeuge eingebaut, die sich während des Betriebs des jeweiligen Fahrzeugs automatisch einschalten und die GPS-Koordinaten inkl. der Geschwindigkeit erfassen. 



Diese Informationen werden von dem Gerät an den Server der … übermittelt. Für uns besteht dadurch die Möglichkeit, sich mittels Benutzererkennung und Passwort über das Internet in das System (gesicherter Bereich) einzuloggen und den Standort des jeweiligen Fahrzeugs zu erfassen. Weitere Informationen über die Funktion und Technik des GPS-Systems entnehmen Sie bitte folgender Internetseite: … 



Mit Einführung des GPS-Systems kommen wir unserer Fürsorgepflicht mit Blick auf den Gesundheitsschutz unserer Mitarbeiter nach. Neben dem Schutz vor Unglücksfällen während ihrer Tätigkeit am räumlich entfernten Einsatzort dient diese technische Einrichtung auch dem Schutz der Mitarbeiter und Dienstfahrzeuge vor Straftaten, insbesondere Diebstahl, durch Dritte. 



Darüber hinaus erleichtert die Einführung des GPS-Systems auch die Einsatzplanung/Koordinierung für die dem jeweili gen Einsatz folgenden Tage, weil … 



Abschließend weisen wir noch darauf hin, dass die Ortung stichprobenartig auch für die Arbeitszeitkontrolle eingesetzt werden kann. 



...						...

Ort, Datum					Unterschrift Arbeitnehmer
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DATENSCHUTZBEAUFTRAGTE

Ab 20 Beschaftigten benotigen Sie Datenschutzbeauftragten

Nach Art. 37 Abs. 1 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) benennt der Verantwortliche unter den aufgefiihrten Voraussetzungen
einen Datenschutzbeauftragten. Im Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) ist zudem ergdnzend festgelegt, dass eine Datenschutzbeauf-
tragte oder ein Datenschutzbeauftragter zu benennen ist, soweit in der Regel mindestens 20 Personen standig mit der automatisierten
Verarbeitung personenbezogener Daten beschaftigt werden (§ 38 BDSG).

Art. 37 Abs.1DS-GVO regelt in erster Linie die verpflichtende
Benennung eines Datenschutzbeauftragten bei offentli-
chen Stellen. Erganzend dazu sieht § 38 BDSG vor, wann bei
nicht 6ffentlichen Stellen ein solcher zu benennen ist.

Anforderungen an Datenschutzbeauftragte

Nach Art. 37 Abs. 5 DS-GVO wird der Datenschutzbeauftragte auf
der Grundlage

- seiner beruflichen Qualifikation und

- insbesondere des Fachwissens, das er auf dem Gebiet des
Datenschutzrechts und der Datenschutzpraxis besitzt,
sowie

- seiner Fahigkeit zur Erflllung der in Art. 39 DS-GVO aufge-
listeten Aufgaben

benannt.

Zusatzliche Anforderungen an das ,Benennen“ des Datenschutz-
beauftragten stellen weder die DS-GVO noch das BDSG auf. Ins-
besondere ist entgegen der friiheren Fassung des Bundesdaten-
schutzgesetzes keine Schriftform fur die Benennung erforderlich.
Die Ernennung kann also auch mundlich erfolgen.

Datenschutzbeauftragter muss nicht aus eigenen
Reihen kommen

Der Datenschutzbeauftragte kann Beschaftigter des Arbeitge-
bers sein (interne Losung) oder seine Aufgaben auf der Grundla-
ge eines Dienstleistungsvertrags erfiillen (externe Lésung). Nach
Art. 37 Abs. 7 DS-GVO muss der Arbeitgeber die Kontaktdaten
des Datenschutzbeauftragten verdffentlichen und diese der Auf-
sichtsbehorde mitteilen.

Besondere Stellung des Datenschutzbeauftrag-
ten: Hierauf miissen Sie achten

Mit der Benennung des Datenschutzbeauftragten ist nach Art. 38
DS-GVO eine besondere Stellung verbunden. Hier die wichtigsten
Punkte im Uberblick:

1. Der Datenschutzbeauftragte ist ordnungsgemafd und frih-
zeitig in alle mit dem Schutz personenbezogener Daten
zusammenhdngenden Fragen einzubinden.

2. |hm sind die fir die Erfullung seiner Aufgaben erforderlichen
Ressourcen und der Zugang zu personenbezogenen Daten und
Verarbeitungsvorgangen sowie die zur Erhaltung seines Fach-
wissens erforderlichen Ressourcen zur Verfligung zu stellen.

3. Erdarfkeine Anweisungen bezliglich der Ausiibung seiner
Aufgaben erhalten.

4. Erdarfwegen der Erflillung seiner Aufgaben nicht abberu-
fen/benachteiligt werden.

5. Er berichtet unmittelbar der hdchsten Managementebene
des Arbeitgebers.

Wichtig, aber auch selbstverstandlich:

Der Datenschutzbeauftragte ist bei der Erflillung seiner Aufgaben
an die Wahrung der Geheimhaltung oder der Vertraulichkeit ge-
bunden.

Der Datenschutzbeauftragte kann auch andere Aufgaben und
Pflichten wahrnehmen. Als Arbeitgeber missen Sie dann jedoch
sicherstellen, dass derartige Aufgaben und Pflichten nicht zu ei-
nem Interessenkonflikt flhren.

Datenschutzbeauftragter genieBt Sonder-
kiindigungsschutz!

Die Kuindigung des Arbeitsverhaltnisses mit einem Daten-
schutzbeauftragten ist nur aus wichtigem Grund nach
§ 626 Blirgerliches Gesetzbuch (BGB) zuldssig (vgl. § 6 Abs. 4
BDSQ). Eine ordentliche Kiindigung ist also ausgeschlossen.
Dies gilt im Ubrigen auch noch ein Jahr nach dem Ende der
Tatigkeit als Datenschutzbeauftragter.

Die Aufgaben des Datenschutzbeauftragten:
Unterrichtung, Beratung etc.

Dem Datenschutzbeauftragten obliegen zumindest folgende
Aufgaben:

1. Unterrichtung und Beratung des Arbeitgebers und der
Beschaftigten, die Verarbeitungen durchfiihren, hinsichtlich
ihrer Pflichten nach dieser Verordnung sowie nach sonstigen
Datenschutzvorschriften;

2. Uberwachung der Einhaltung dieser Verordnung, anderer
Datenschutzvorschriften sowie der Strategien des Arbeit-
gebers fur den Schutz personenbezogener Daten ein-
schlieRlich der Zuweisung von Zustandigkeiten, der Sensibi-
lisierung und Schulung der an den Verarbeitungsvorgangen
beteiligten Mitarbeiter und der diesbezlglichen Uberpru-
fungen;

3. Beratung—auf Anfrage —im Zusammenhang mit der Daten-
schutz-Folgenabschatzung und Uberwachung ihrer Durch-
flhrung gemaf Art. 35 DS-GVO;

4. Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehorde;

5. Tatigkeit als Anlaufstelle fir die Aufsichtsbehorde in mit der
Verarbeitung zusammenhangenden Fragen und gegebenen-
falls Beratung zu allen sonstigen Fragen.

C-? Muster, Checklisten und Downloads unter: www.arbeitsrechtkompakt.de/online n



Mehr Inhalt. Mehr Praxis. Mehr Personalwissen.

Diese Ausgabe ist nur der Anfang: (\

Als Leser von Arbeitsrecht kompakt profitieren Sie auch von
umfassenden weiteren Inhalten in lhrem Onlinebereich!
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Lesen Sie direkt weiter mit diesem Beitrag:

\
-

Unter www.personalwissen.de finden Sie...

v --erganzende Fachbeitrage zum Thema dieser
Sonderausgabe und daruber hinaus

v -..alle Checklisten und Musterformulierungen aus
den Ausgaben

v -.vertiefende E-Books zu —
zahlreichen Personalthemen Einblicke und
el reiche HR:

v --spannende Webinare fur
lhre Weiterbildung

v -.den Kontakt zur Redaktion
fur lhre individuellen Fragen

und viel mehr!

Sie haben Fragen zum Onlinebereich oder zum Login?
Antworten finden Sie hier: www.personalwissen.de/login oder service@personalwissen.de
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